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Begründung 
 

zur 9. Änderung des Bebauungsplans Nr. 68 Erholungsgebiet Tannenhausen 
 
 
 
1. Lage des Plangebietes 

 
Der Geltungsbereich der textlichen Festsetzung des Bebauungsplanes wird durch den 
Hümpelweg, den Stiekelriegweg und dem östlichen Rand der bebauten Grundstücke am 
Stiekelbusch umschlossen. Das Plangebiet umfasst damit die geplante Ferienhausbe-
bauung die durch den Eiltspad erschlossen wird. 
 

2. Ziel und Zweck der Planung 
 
Durch die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 68 Erholungsgebiet Tannenhausen 
wurde die planungsrechtliche Voraussetzung für die Ferienhausbebauung im Plangebiet 
geschaffen. Der Bebauungsplan sieht eine Grundflächenzahl von 0,25 und eine zulässige 
maximale Grundfläche von 70 m² vor. Bei einer geplanten Errichtung von Gebäuden mit 
zwei Ferienwohnungen im Gebäude stellt die zulässige Grundfläche von 70 m² ein zu en-
ges Maß dar. Daher soll durch diese Änderung eine Ausnahmeregelung in die Planung 
aufgenommen werden. So kann die zulässige Grundfläche um 20 m² auf 90 m² erweitert 
werden, wenn es sich um ein Ferienhaus mit zwei Wohnungen handelt. Eine generelle 
Erhöhung der Grundfläche wäre dagegen nicht so sinnvoll, da durch größere Ferienwoh-
nungen ein Anreiz zum Dauerwohnen gegeben wäre. 
 

3. Vereinfachtes Verfahren 
 
Da durch die Änderung die Grundzüge der Planung nicht berührt sind, kann der Bebau-
ungsplan im vereinfachten Verfahren nach §13 BauGB. durchgeführt werden. 
 

4. Umweltprüfung, Natur und Landschaft, Eingriffsregelung 
 
Aufgrund der Anwendung des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Baugesetzbuch wird 
von einer Umweltprüfung für die geringfügige Änderung der zulässigen Grundfläche ab-
gesehen. 
Die Grundflächenzahl (GRZ) bleibt wie schon bisher in der seit dem 14.10.2011 rechts-
verbindlichen 5. Änderung mit 0,25 unverändert. Die GRZ kann nach der BauNVO 1990 
für Nebenanlagen um bis zu 50 % überschritten werden. Es ergibt sich so eine zulässige 
maximale Versiegelung von 37,5 % je Baugrundstück. Bei einer durchschnittlichen Größe 
der im Änderungsgebiet vorhandenen Baugrundstücke von 450 qm ergibt sich aus der 
GRZ eine zulässige Bodenversiegelung einschließlich der Terrasse und der Nebenanla-
gen von bis zu 170 qm. 
Innerhalb des Geltungsbereiches soll für Ferienhäuser mit zwei Ferienwohnungen zukünf-
tig eine erhöhte zulässige Grundfläche von max. 90 m² gelten. Hinzu können dann noch 
die Flächen für eine Terrasse sowie für Nebenanlagen wie eine Zufahrt und Stellplätze mit 
bis zu 80 qm kommen. 
Bei der Anwendung der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung nach § 1a Baugesetz-
buch ergeben sich keine erheblichen Beeinträchtigungen aus der Änderung des Bebau-
ungsplanes, da weiterhin die zulässige GRZ von 0,375 je Baugrundstück als Obergrenze 
der Bodenversiegelung einzuhalten ist. Dieser Eingriff wurde bereits im Umweltbericht zur 
5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 68 zugelassen und bilanziert. 
 


